
    

 

Referentenentwurf 

des Bundesministeriums für Digitales und Verkehr 

Dritte Verordnung zur Änderung der Besonderen Gebührenverordnung 
des Bundesministeriums für Digitales und Verkehr für individuell zure-
chenbare öffentliche Leistungen auf dem Gebiet der Verwaltung der 
Wasserstraßen und der Schifffahrtsverwaltung und weiterer schiff-
fahrtsrechtlicher Vorschriften 

A. Problem und Ziel 

Das Vorhaben bündelt mehrere kleinere Änderungen im Seeschifffahrtsrecht, die nicht mit-
einander im Zusammenhang stehen. Folgende Themenbereiche sind betroffen: 

Die Besondere Gebührenverordnung des Bundesministeriums für Digitales und Verkehr für 
individuell zurechenbare öffentliche Leistungen im Zusammenhang mit der Verwaltung der 
Wasserstraßen und der Schifffahrtsverwaltung (BMDV-WS-BesGebV) enthält derzeit ins-
besondere einige redaktionelle Unrichtigkeiten. Zudem ist die kurzfristige Einführung zu-
sätzlicher Gebührentatbestände erforderlich. Die Besondere Gebührenverordnung des 
Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur für individuell zurechenbare öf-
fentliche Leistungen des Bundesamtes für Seeschifffahrt und Hydrographie (BSH-Gebüh-
renverordnung - BSHGebV (BSHGebV) hat keinen eigenständigen Regelungsbereich 
mehr, da die von dem BSH erhobenen Gebühren nunmehr in der BMDV-WS-BesGebV 
geregelt sind. 

Nach Erlass der „Ersten Verordnung zur Änderung schiffssicherheitsrechtlicher Vorschrif-
ten“ bedürfen bestimmte Verweise in der See-Sportbootverordnung einer Aktualisierung. 
Dies betrifft insbesondere Tatbestände von Ordnungswidrigkeiten. Hiermit soll ein ord-
nungsgemäßer und effektiver Verwaltungsvollzug ermöglicht werden. 

Zudem soll die Registrierung als Schiffsarzt vereinfacht und für mehr Interessenten ermög-
licht werden. Die Voraussetzungen für die Feststellung der Seediensttauglichkeit sowie das 
Widerspruchsverfahren werden an neue Bedürfnisse angepasst. Dem Missbrauch durch 
Erwerb mehrerer Seediensttauglichkeitszeugnisse mit verschiedenen Laufzeiten ist entge-
genzuwirken. 

Für ausgebildete Fischwirte soll der Erwerb von Befähigungszeugnissen erleichtert werden 
unter Berücksichtigung ihrer bereits während der Ausbildung geleisteten Seefahrtzeiten. 
Des Weiteren soll bei der Prüfung der Zugangsvoraussetzungen für den Erwerb der Befä-
higung zum Schiffsmaschinisten auch ein abgeschlossener Bildungsgang Schiffsbetriebs-
technischer Assistent regelmäßig anerkannt werden, bislang ist das nur mittels Einzelfall-
prüfung möglich. 

B. Lösung 

Die Änderungen werden durch Anpassung folgender Rechtsverordnungen, die weder der 
Zustimmung des Bundesrates noch der Notifizierung nach EU-Vorgaben zur Einführung 
technischer Vorschriften bedürfen: 
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BMDV-WS-BesGebV, See-Sportbootverordnung, Maritime-Medizin-Verordnung, Seeleute-
Befähigungsverordnung und die Verordnung über die Sicherung der Seefahrt. Die BSH-
GebV wird aufgehoben. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Die neueingeführten Gebühren für die Erteilung von Zeugnissen für unbemannte Bargen 
werden gemäß § 6 Absatz 5 SeeAufgG durch die BG Verkehr vereinnahmt. 

E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

keiner 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

keiner 

Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten 

keine 

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

3023 Euro wegen erwarteter Zunahme der Antragsbearbeitungen für die Ersatzausstellung 
von Seediensttauglichkeitszeugnissen und die Registrierung von Schiffsärzten. 

F. Weitere Kosten 

Durch die Einführung der neuen Gebührentatbestände für die Erteilung von Zeugnissen für 
unbemannte Bargen und für öffentliche Leistungen nach der Verordnung über die Unter-
künfte und Freizeiteinrichtungen der Besatzungsmitglieder an Bord von Kauffahrteischiffen 
(See-Unterkunftsverordnung – SeeUnterkunftsV) entstehen jährliche Kosten für die Wirt-
schaft in Höhe von ca. 10 000 Euro. 
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Referentenentwurf des Bundesministeriums für Digitales und 
Verkehr 

Dritte Verordnung zur Änderung der Besonderen Gebührenverordnung 
des Bundesministeriums für Digitales und Verkehr für individuell zure-

chenbare öffentliche Leistungen auf dem Gebiet der Verwaltung der 
Wasserstraßen und der Schifffahrtsverwaltung und weiterer schiff-

fahrtsrechtlicher Vorschriften1)  

Vom ... 

Das Bundesministerium für Digitales und Verkehr verordnet 

– auf Grund des § 22 Absatz 4 Satz 1 in Verbindung mit Absatz 1 Satz 1 des Bundesge-
bührengesetzes vom 7. August 2013 (BGBl. I S. 3154), das zuletzt durch Artikel 7 des 
Gesetzes vom 21. November 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 315) geändert worden ist, 

– auf Grund des § 9 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2a, 3, 3a, 3b, 3c und 6 in Verbindung mit 
Absatz 2 Satz 3, jeweils auch in Verbindung mit § 9c, des Seeaufgabengesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 17. Juni 2016 (BGBl. I S. 1489), das zuletzt durch 
Artikel 72 Absatz 1 des Gesetzes vom 23. Oktober 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 323) geän-
dert worden ist, im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
hinsichtlich Absatz 1 Satz 1 Nummer 3, 3a, 3b und 3c und, weil Belange der Seefische-
rei betroffen sind, mit dem Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft, 

– auf Grund des § 36 Absatz 3 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 19. Februar 1987 (BGBl. I S. 602), der zuletzt durch Artikel 1 
Nummer 5 Buchstabe b des Gesetzes vom 26. Januar 1998 (BGBl. I S. 156) geändert 
worden ist, sowie 

– auf Grund des § 20 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 2, 3 und 4 und Satz 2, jeweils auch in 
Verbindung mit Absatz 2, sowie des § 113 Satz 1 Nummer 2, 4,5, Satz 2 und Satz 3 
Nummer 1 des Seearbeitsgesetzes vom 20. April 2013 (BGBl. I S. 868), das zuletzt 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 73) geändert worden 
ist, im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft 

Artikel 1 

Änderung der BMDV-Wasserstraßen und Schifffahrt Besondere 
Gebührenverordnung 

Die BMDV-Wasserstraßen und Schifffahrt Besondere Gebührenverordnung vom 28. 
Oktober 2021 (BGBl. I S. 4744), die zuletzt durch Artikel 27 der Verordnung vom 11. De-
zember 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 411) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

                                                
1) Artikel 4 und 5 dieser Verordnung dienen der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/1159 des Europäi-

schen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 zur Änderung der Richtlinie 2008/106/EG über 
Mindestanforderungen für die Ausbildung von Seeleuten und zur Aufhebung der Richtlinie 2005/45/EG 
über die gegenseitige Anerkennung von Befähigungszeugnissen der Mitgliedstaaten für Seeleute (ABl. 
L 188 vom 12. Juli 2019, S. 94) sowie der Richtlinie (EU) 2022/993 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 8. Juni 2022 über Mindestanforderungen für die Ausbildung von Seeleuten (ABl. L 169 
S. 45). 
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1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Nummer 72 wird folgende Nummer 73 eingefügt: 

73. „ See-Unterkunftsverordnung (SeeUnterkunftsV)“. 

b) Die bisherigen Nummern 73 bis 75 werden die Nummern 74 bis 76. 

2. Abschnitt 1 der Anlage wird wie folgt geändert: 

a) In Spalte 2 (Gegenstand) der Nummern 28 bis 31 sowie 33 bis 41 wird das Wort 
„oder“ durch das Wort „und“ ersetzt. 

b) In Spalte 2 (Gegenstand) der Nummer 35 werden die Wörter „mit Blendwirkung“ 
gestrichen. 

c) In Spalte 3 (Rechtsgrundlage) der Nummern 20 bis 41 wird die Angabe „Absatz 2“ 
durch die Angabe „Absatz 1“ ersetzt. 

3. In Abschnitt 3 der Anlage wird in Spalte 3 (Rechtsgrundlage) der Nummer 22 die An-
gabe „§ 15 Absatz 1a“ durch die Angabe „§ 15 Absatz 2“ ersetzt. 

4. Abschnitt 4 der Anlage wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 4 der Vorbemerkungen wird die Angabe „147“ durch die Angabe „150“ 
ersetzt. 

b) In Nummer 5 der Vorbemerkung wird die Angabe „145-148“ durch die Angabe 
„148-151“ ersetzt. 

c) In Spalte 3 (Abgekürzte Rechtsgrundlage) der Nummern 38 bis 40 wird die Angabe 
„SeeAnlG“ durch die Angabe „SeeAufgG“ ersetzt. 

d) In Spalte 3 (Abgekürzte Rechtsgrundlage) der Nummern 142 und 143 wird jeweils 
nach der Angabe „§ 4“ ein „,“ eingefügt. 

5. Abschnitt 5 der Anlage wird wie folgt geändert: 

a) In Unterabschnitt I.C. Sicherheitszeugnisse für Frachtschiffe in Spalte 2 (Gegen-
stand) werden in den Nummern 0201 und 0202 die Wörter „in der Auslandsfahrt“ 
gestrichen. 

b) In Unterabschnitt II.B. Internationales Zeugnis über die Verhütung der Ölver-
schmutzung für sonstige Schiffe von 400 BRZ/BRT und mehr wird folgende Num-
mer 2103 angefügt: 

„2103 Erteilung des Internatio-
nalen Ausnahme-zeug-
nisses für unbemannte 
Bargen ohne eigenen 
Antrieb (UNSP-Bargen) 
in Be-zug auf die Verhü-
tung der Ölverschmut-
zung nach MARPOL An-
lage I Regel 3 Absatz 7 

§§ 9 Absatz 1 und 3 
Nummer 1 i. V. m. § 3 
Absatz 3 Nummer 2, An-
lage 2 Abschnitt A.1.II. 
Nummer 14a SchSV i. V. 
m. MARPOL Anlage I 
Regel 3 Absatz 7 

164.“ 

c) In Unterabschnitt II.D wird folgende Nummer 2303 angefügt: 

„2303 Erteilung des Internatio-
nalen 

§§ 9 Absatz 1 und 3 
Nummer 1 i. V. m.  

164.“ 
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Ausnahmezeugnisses 
für unbemannte Bargen 
ohne eigenen Antrieb 
(UNSP-Bargen) in Be-
zug auf die Verhütung 
der Verschmutzung 
durch Abwasser nach 
MARPOL Anlage IV Re-
gel 3 Absatz 2 

Anlage 2 Abschnitt 
A.1.II. Nummer 16b 
SchSV i. V. m. MARPOL 
Anlage IV Regel 3 Ab-
satz 2 

d) In Unterabschnitt II.E. wird folgende Nummer 2406 angefügt: 

„2406 Erteilung des Internatio-
nalen Ausnahmezeug-
nisses für unbemannte 
Bargen ohne eigenen 
Antrieb (UNSP-Bargen) 
in Bezug auf die Verhü-
tung der Luftverunreini-
gung durch Schiffe nach 
MARPOL Anlage VI Re-
gel 3 Absatz 4 

§§ 9 Absatz 1 und 3 
Nummer 1, i. V. m. An-
lage 2 Abschnitt A.1.II. 
Nummer 17b SchSV i. V. 
m. MARPOL Anlage VI 
Regel 3 Absatz 4 

164.“ 

e) In Unterabschnitt III.B. Überprüfung der Arbeits- und Lebensbedingungen nach 
dem Seearbeitsgesetz wird folgende Nummer 3109 angefügt: 

„3109 Erteilung von Ausnah-
men und Genehmigun-
gen aufgrund der See-
Unterkunftsverordnung 
(SeeUnterkunftsV) 

§ 5 Absatz 1, § 6 Absatz 
1, § 7 Absatz 1, § 15 Ab-
satz 2 und 4, § 16 Ab-
satz 2 und 8, § 17 Ab-
satz 6, § 18 Absatz 3, § 
19 Absatz 2, § 20 Absatz 
4 und 7, § 25 SeeUnter-
kunftsV 

65,80“. 

Artikel 2 

Aufhebung der BSH-Gebührenverordnung 

Die BSH-Gebührenverordnung vom 6. Juli 2018 (BGBl. I S. 1168), die durch Artikel 3 
der Verordnung vom 21. Februar 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 49) geändert worden ist, wird 
aufgehoben. 

Artikel 3 

Änderung der See-Sportbootverordnung 

Die See-Sportbootverordnung vom 29. August 2002 (BGBl. I S. 3457), die zuletzt durch 
Artikel 2 Absatz 2 der Verordnung vom 22. November 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 370) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht wird in der Angabe zu Anlage 4 die Angabe „(§ 15 Abs. 2)“ durch 
die Angabe „(§ 15 Abs. 3)“ ersetzt. 

2. § 16 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 4 wird wie folgt geändert: 
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aa) In Buchstabe e wird das Komma am Ende durch das Wort „oder“ ersetzt. 

bb) Buchstabe g und h werden gestrichen. 

b) In Nummer 5 wird der Punkt am Ende durch das Wort „oder“ ersetzt. 

c) Folgende Nummer 6 wird angefügt: 

6. „ als Bootsführer 

a) entgegen § 15 Absatz 2 die dort genannte Bescheinigung nicht mitführt 
oder nicht oder nicht rechtzeitig aushändigt oder 

b) entgegen § 15 Absatz 3 nicht dafür sorgt, dass ein gewerbsmäßig ge-
nutztes Wasserfahrzeug die vorgeschriebene Besetzung hat.“. 

3. In der Überschrift der Anlage 4 werden die Wörter „(zu § 15 Abs. 2)“ durch die Wörter 
„(zu § 15 Abs. 3)“ ersetzt. 

Artikel 4 

Änderung der Maritime-Medizin-Verordnung 

Die Maritime-Medizin-Verordnung vom 14. August 2014 (BGBl. I S. 1383), die zuletzt 
durch Artikel 3 der Verordnung vom 12. Mai 2022 (BGBl. I S. 777) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 

1. In § 5 wird nach Absatz 2 folgender Absatz 3 eingefügt: 

(3) „ Jedes Besatzungsmitglied darf nur ein gültiges Seediensttauglichkeitszeugnis 
haben. Ist ein Seediensttauglichkeitszeugnis unbrauchbar geworden, verloren gegan-
gen oder sonst abhandengekommen, hat der bisherige Inhaber den Verlust dem see-
ärztlichen Dienst unverzüglich anzuzeigen und glaubhaft zu machen. Auf Antrag stellt 
der seeärztliche Dienst eine Ersatzausfertigung aus. Ein unbrauchbar gewordenes o-
der wieder aufgefundenes Zeugnis ist dem seeärztlichen Dienst auszuhändigen.“ 

2. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 4 wird aufgehoben. 

b) Die Absätze 5 und 6 werden die Absätze 4 und 5. 

3. In § 9 Absatz 1 Nummer 3 werden nach den Wörtern „Anforderungen im Schiffsdienst“ 
die Wörter „oder das Zertifikat der Bundesärztekammer über das erfolgreiche Absol-
vieren des Curriculums „Maritime Medizin“ eingefügt“. 

4. § 13 Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

(1) „ Im Hinblick auf den Ausschluss einer Nachtblindheit muss die mesopische 
Sehschärfe mindestens die Kontrasteinstellung 1:5 ohne und mit Blendung erfüllen. 
Das Einhalten dieser Anforderung ist nachzuweisen durch Vorlage einer Bescheini-
gung: 

1. eines Augenarztes oder 
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2. eines nach § 9 zugelassenen Arztes, der eine Untersuchung der Dämmerungs-
sehschärfte zur Überprüfung des Ausschlusses einer Nachtblindheit durchführen 
kann.“ 

5. § 19 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 3 werden nach dem Wort „Notfallmedizin“ ein Komma und die Wörter 
„, Klinische Akut- und Notfallmedizin“ eingefügt. 

b) In Nummer 4 werden nach den Wörtern „im Schiffsdienst“ die Wörter „oder das 
Zertifikat der Bundesärztekammer über das erfolgreiche Absolvieren des Curricu-
lums „Maritime Medizin““ eingefügt. 

c) Nummer 5 wird aufgehoben. 

6. In Anlage 1 wird die Tabelle der Ziffer 6.2 Tabellarische Übersicht über die Gesund-
heitsstörungen wie folgt geändert: 

a) In der Spalte 2 Leiden (Begründung für das Kriterium) der Zeile F11-19 wird das 
Wort „illegalen“ gestrichen. 

b) Die Zeile O00-99 Schwangerschaft wird wie folgt geändert: 

aa) Die Angaben in den Spalten 3 bis 5 werden gestrichen. 

bb) Die Fußnote 1 zur Angabe O00-99 in der Spalte 1 wird wie folgt gefasst: 

„Nach dem Mutterschutzgesetz (MuSchG) dürfen Schwangere vor allem dann 
nicht beschäftigt werden, wenn eine ärztliche Bescheinigung über ein Be-
schäftigungsverbot vorliegt (§ 3 Absatz 1 MuSchG) oder bei Arbeiten, bei de-
nen die Schwangere schädlichen Einwirkungen (z. B. gesundheitsgefähr-
dende Stoffe, Erschütterungen, Lärm) ausgesetzt ist (§ 4 MuSchG).“ 

7. Anlage 5 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 3 Medizinische Simulatoren, Zeile 2 „Herz-, Lungenwiederbelebungs- 
(Reanimations-) Trainingspuppe“ wird in Spalte 2 die Angabe „X“ eingefügt. 

b) Nummer 4 Lehr- und Übungsmaterial wird wie folgt geändert: 

aa) In Buchstabe c Mittel zur Krankenpflege werden die Wörter „Einmal-Kunst-
stoff-Katheter“ durch die Wörter „Verweil-Katheter“ ersetzt. 

bb) In Buchstabe f Verschiedene Artikel wird die 3. Zeile mit der Angabe „Wendl-
Tubus X“ wie folgt ersetzt: 

„Tourniquet X X“. 

Artikel 5 

Änderung der Seeleute-Befähigungsverordnung 

Die Seeleute-Befähigungsverordnung vom 8. Mai 2014 (BGBl. I S. 460), die zuletzt 
durch Artikel 72 Absatz 5 des Gesetzes vom 23. Oktober 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 323) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert: 
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1. § 34 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 2 werden die Wörter „, Matrose oder Fischwirt mit Schwerpunkt 
Kleine Hochsee- und Küstenfischerei“ durch die Wörter „oder Matrose“ ersetzt 
und der Punkt am Ende durch das Wort „oder“ ersetzt. 

bb) Folgende Nummer 3 wird angefügt: 

3. „ den Besitz des Zeugnisses über die Abschlussprüfung im Ausbildungs-
beruf Fischwirt mit Schwerpunkt Kleine Hochsee- und Küstenfischerei.“ 

b) In Absatz 2 werden die Wörter „den Besitz des Zeugnisses über die Abschlussprü-
fung im Ausbildungsberuf Schiffsmechaniker, Matrose oder Fischwirt mit Schwer-
punkt Kleine Hochsee-und Küstenfischerei sowie eine anschließende Seefahrtzeit 
von zwölf Monaten im Decksdienst auf Fahrzeugen der Seefischerei“ durch die 
Wörter „den Nachweis nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 oder 3 zu erbringen“ er-
setzt. 

2. § 39 Absatz 4 Nummer 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Buchstabe c wird das Wort „und“ durch das Wort „oder“ ersetzt. 

b) Folgender Buchstabe d wird angefügt: 

d) „ Besitz des Zeugnisses über die Abschlussprüfung zum berufsqualifizieren-
den Bildungsgang Schiffsbetriebstechnischer Assistent SBTA Technik und“. 

Artikel 6 

Änderung der Verordnung über die Sicherung der Seefahrt 

Die Verordnung über die Sicherung der Seefahrt vom 27. Juli 1993 (BGBl. I S. 1417), 
die zuletzt durch Artikel 72 Absatz 2 des Gesetzes vom 23. Oktober 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 
323) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

In § 7b Absatz 2 wird der Satz 2 gestrichen. 

Artikel 7 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen 

Die Besondere Gebührenverordnung des Bundesministeriums für Digitales und Verkehr für 
individuell zurechenbare öffentliche Leistungen im Zusammenhang mit der Verwaltung der 
Wasserstraßen und der Schifffahrtsverwaltung (BMDV-WS-BesGebV) enthält derzeit ins-
besondere einige redaktionelle Unrichtigkeiten. Zudem ist die kurzfristige Einführung zu-
sätzlicher Gebührentatbestände für die Erteilung von Zeugnissen für unbemannte Bargen 
und für öffentliche Leistungen nach der Verordnung über die Unterkünfte und Freizeitein-
richtungen der Besatzungsmitglieder an Bord von Kauffahrteischiffen (SeeUnterkunftsV) 
erforderlich. 

Die Besondere Gebührenverordnung des Bundesministeriums für Verkehr und digitale Inf-
rastruktur für individuell zurechenbare öffentliche Leistungen des Bundesamtes für See-
schifffahrt und Hydrographie (BSH-Gebührenverordnung - BSHGebV (BSHGebV) hat kei-
nen eigenständigen Regelungsbereich mehr, da die von dem BSH erhobenen Gebühren 
nunmehr in der BMDV-WS-BesGebV geregelt sind. 

Nach Erlass der „Ersten Verordnung zur Änderung schiffssicherheitsrechtlicher Vorschrif-
ten“ bedürfen Verweise in der See-Sportbootverordnung auf deren § 15 einer Aktualisie-
rung, da die Absätze dieser Norm neu nummeriert wurden. Dies betrifft insbesondere Tat-
bestände von Ordnungswidrigkeiten. Mit der Änderung soll ein ordnungsgemäßer und ef-
fektiver Verwaltungsvollzug ermöglicht werden. 

Die Maritime-Medizin-Verordnung bedarf verschiedener kleinerer Änderungen mit den Zie-
len, Missbrauch durch den Erwerb mehrerer Seediensttauglichkeitszeugnisse mit verschie-
denen Laufzeiten zu verhindern und um die Ersatzausstellung, das Widerspruchsverfahren, 
die Zulassung von Ärzten zur Durchführung von Seediensttauglichkeitsuntersuchungen so-
wie die Registrierung als Schiffsarzt zu vereinfachen. Die Vorgaben zum Dämmerungsseh-
vermögen für Kanalsteurer müssen an diejenigen für Seelotsen angeglichen werden. Die 
Anforderungen an die Seediensttauglichkeit sind geringfügig an die neue Drogengesetzge-
bung anzupassen und die Fähigkeiten in Herz- und Lungenwiederbelebung sollen größere 
Verbreitung finden. Schließlich müssen die Vorgaben zur medizinischen Ausstattung auf 
deutschflaggigen Kauffahrteischiffen an den aktuellen Stand der medizinischen Erkennt-
nisse angepasst werden. 

Die Seeleute-Befähigungsverordnung bedarf der Änderung, um für ausgebildete Fischwirte 
den Erwerb von Befähigungszeugnissen zu erleichtern. Zudem sollen die Voraussetzungen 
für den Erwerb der Befähigung zum Schiffsmaschinisten TSM um den Nachweis der Ab-
schlussprüfung zum berufsqualifizierenden Bildungsgang Schiffsbetriebstechnischer Assis-
tent SBTA Technik ergänzt werden, da dies bislang nur im Rahmen einer Einzelfallprüfung 
möglich war. 

Die Verordnung über die Sicherung der Seefahrt sieht eine Bekanntmachung ausländi-
schen Stellen für die Meldung von Wracks vor, obwohl es bereits durch die IMO ein ent-
sprechendes Informationsangebot gibt. 
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II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs 

Die Unrichtigkeiten in der BMDV-WS-BesGebV werden korrigiert. Die Gebührentatbe-
stände für die Erteilung von Zeugnissen für unbemannte Bargen und für öffentliche Leis-
tungen nach der SeeUnterkunftsV werden eingeführt. Die BSHGebV wird aufgehoben. 

In der See-Sportbootverordnung werden die Verweise auf § 15 an Änderungen durch die 
„Ersten Verordnung zur Änderung schiffssicherheitsrechtlicher Vorschriften“ angepasst. 

Die Maritime-Medizin-Verordnung erfährt mehrere kleinere Änderungen: Die Ausstellung 
von Ersatzausfertigungen des Seediensttauglichkeitszeugnisse kann nun auch durch an-
dere Verwaltungsangestellte des Seeärztlichen Dienstes vorgenommen werden. Der ärzt-
liche Beisitzer im Widerspruchsausschuss darf die vorangegangene ärztliche Untersu-
chung des Widerspruchsführers selbst durchgeführt haben. Ärzte erhalten die alternative 
Möglichkeit, für die Zulassung zur Durchführung der Seediensttauglichkeitsuntersuchungen 
sowie für die Registrierung als Schiffsarzt die hierfür notwendigen Kenntnisse durch ein 
Zertifikat der Bundesärztekammer über das erfolgreiche Absolvieren des Curriculums "Ma-
ritime Medizin" nachzuweisen. Die medizinischen Vorgaben zum Dämmerungssehvermö-
gen werden angepasst. Die Möglichkeit des Fachkundenachweises für die Registrierung 
als Schiffsarzt wird um eine weitere Zusatzbezeichnung erweitert. Für die Feststellung der 
Seediensttauglichkeit kommt es nicht mehr darauf an, ob Drogenkonsum oder Substanz-
missbrauch illegal oder legal erfolgt. Auch solche Kapitäne und Schiffsoffiziere werden in 
Herz- und Lungenwiederbelebung geschult, die nur den Kleinen (medizinischen Wiederho-
lungs-)Lehrgang über 16 Unterrichtseinheiten absolvieren müssen. Vorgaben zur medizini-
schen Ausstattung auf deutschflaggigen Kauffahrteischiffen werden an den aktuellen Stand 
der medizinischen Erkenntnisse angepasst. 

In der Seeleute-Befähigungsverordnung wird für ausgebildete Fischwirte der Erwerb von 
Befähigungszeugnissen erleichtert durch Abschaffung des Erfordernisses, eine bestimmte 
Seefahrtzeit nach Abschluss der Ausbildung nachzuweisen. Die Voraussetzungen für ein 
Befähigungszeugnis werden um den zusätzlichen Nachweis der Abschlussprüfung zum be-
rufsqualifizierenden Bildungsgang Schiffsbetriebstechnischer Assistent SBTA Technik er-
gänzt. 

In der Verordnung über die Sicherung der Seefahrt ist keine Bekanntmachung ausländi-
scher Meldestellen durch das Bundesministerium für Digitales und Verkehr (BMDV) mehr 
vorgesehen. 

III. Alternativen 

Alternative Initiativen der Länder oder aus der Mitte des Deutschen Bundestages gibt es 
nicht, ebenso wenig wie andere Möglichkeiten, die genannten Ziele zu erreichen. Aufgrund 
der Regelungsmaterie kommt insbesondere eine Aufgabenerledigung durch Private oder 
ein Verzicht auf rechtliche Regelung nicht in Betracht. 

IV. Regelungskompetenz 

Für Artikel 1 und Artikel 2: 

Die BMDV-WS-BesGebV und die BSHGebV beruhen auf § 22 Absatz 4 Satz 1 in Verbin-
dung mit Absatz 1 Satz 1 des Bundesgebührengesetzes. Hiernach erlassen die Bundesmi-
nisterien für individuell zurechenbare öffentliche Leistungen Besondere Gebührenverord-
nungen für ihren Zuständigkeitsbereich, soweit keine Regelungen durch die Allgemeine 
Gebührenverordnung der Bundesregierung getroffen wurden. 
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Für Artikel 3: 

Die Korrektur der Normenzitierungen in der See-Sportbootverordnung stützt sich auf die 
Verordnungsermächtigung des § 36 Absatz 3 des Gesetztes über Ordnungswidrigkeiten 
(OWiG). Hiernach kann das BMDV als fachlich zuständiges Bundesministerium seine Zu-
ständigkeit zur Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten durch Rechtsverord-
nung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, auf eine andere Behörde oder 
sonstige Stelle übertragen. Außerdem ist das BMDV gemäß § 9 Absatz 1 Satz 1 Nummer 
3 des Seeaufgabengesetztes (SeeAufgG) ermächtigt zur Regelung der Anforderungen an 
die Besetzung von Seeschiffen einschließlich Traditionsschiffen und Sportfahrzeugen, die 
die Bundesflagge führen, der Verpflichtungen des Reeders und des Kapitäns für die Durch-
setzung einer sicheren Schiffsbesetzung, der Erteilung und die Gültigkeit von Schiffsbesat-
zungszeugnissen für Kauffahrteischiffe sowie der Überwachung der Einhaltung der Schiffs-
besetzungsvorschriften durch die zuständige Stelle. § 9 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3a See-
AufgG ermächtigt das BMDV zur Regelung der Anforderungen an die Befähigung sowie die 
fachliche und persönliche Eignung der Besatzungsmitglieder der in Nummer 3 genannten 
Fahrzeuge einschließlich des Mindestalters der Bewerber, die Voraussetzungen für die Er-
teilung der Nachweise über Befähigungen im Schiffsdienst und der Fahrerlaubnisse für das 
Führen von Traditionsschiffen und Sportfahrzeugen, für die Anerkennung ausländischer 
Nachweise und die Maßnahmen zur Bekämpfung von Betrug und anderer rechtswidriger 
Praktiken im Zusammenhang mit diesen Nachweisen und die nach den völkerrechtlich ver-
bindlichen Vorschriften über die Ausbildung und Befähigung von Seeleuten von den see-
fahrtbezogenen berufsbildenden Schulen, Fach- und Fachhochschulen zu erfüllenden Qua-
litätsnormen. Nach § 9 Absatz 2 Satz 3 und 4 SeeAufgG ist hierzu das Einvernehmen mit 
dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales und, soweit Belange der Seefischerei be-
troffen sind, das Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Ernährung und Landwirt-
schaft erforderlich, es sei denn, die Regelungen betreffen ausschließlich Traditionsschiffe 
und Sportfahrzeuge. 

Für Artikel 4: 

Nach § 20 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 2 und 3 SeeArbG kann das BMDV im Einvernehmen 
mit dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales Regelungen treffen zur den näheren 
Anforderungen an die Seediensttauglichkeit, einschließlich der erforderlichen Nachuntersu-
chungen durch die Berufsgenossenschaft, zur Durchführung der vorgeschriebenen Unter-
suchungen und zur Ausgestaltung des Seediensttauglichkeitszeugnisses. Nach § 20 Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 4 SeeArbG kann das BMDV im Einvernehmen mit dem Bundesmi-
nisterium für Arbeit und Soziales Normen erlassen zu den Voraussetzungen für die Zulas-
sung der Ärzte, insbesondere die Anforderungen an die Befähigung und die persönliche 
Eignung, sowie die erforderlichen Nachweise. Hierbei können nach § 20 Absatz 1 Satz 2 
SeeArbG Regelungen über eine Prüfung der Fachkunde einschließlich der Regelungen 
über Ablauf und Inhalt der Prüfung, die Leistungsbewertung und die Zusammensetzung 
des Prüfungsausschusses getroffen werden. 

Ferner ist das BMDV nach § 113 Satz 1 Nummer 2 und 5 SeeArbG ermächtigt, zur Sicher-
stellung einer ausreichenden medizinischen Behandlung und Versorgung an Bord eines 
Schiffes durch Rechtsverordnung nähere Vorschriften über die Besetzung von Schiffen mit 
Schiffsärzten zu erlassen sowie nähere Vorschriften zur Überwachung der Vorschriften die-
ses Unterabschnitts und der auf Grund der Vorschriften dieses Unterabschnitts erlassenen 
Rechtsverordnungen, insbesondere über Meldepflichten, Aufzeichnungspflichten, Pflichten 
zur Aufbewahrung von geschäftlichen Unterlagen, Pflichten zu Auskünften, zur Duldung 
von Besichtigungen der Geschäftsräume und Betriebsstätten und Unterstützungspflichten, 
zu erlassen. § 113 Satz 1 Nummer 4 und Satz 2 SeeArbG ermächtigt das BMDV, die nä-
heren Anforderungen an die Zulassung und Qualitätssicherung medizinischer Wiederho-
lungskurse zu bestimmen und dabei das Verwaltungsverfahren näher zu regeln. Soweit 
dabei die Seefischerei betroffen ist, bedürft dies nach § 113 Satz 3 Nummer 1 SeeArbG 
des Einvernehmens des Bundesministeriums für Ernährung und Landwirtschaft, 
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Für Artikel 5:  

Das BMDV ist nach § 9 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3a, 3b und 3c SeeAufgG ermächtigt zum 
Erlass von Rechtsverordnungen erstens über die Anforderungen an die Befähigung sowie 
die fachliche und persönliche Eignung der Besatzungsmitglieder der in Nummer 3 genann-
ten Fahrzeuge und die Voraussetzungen für die Erteilung der Nachweise über Befähigun-
gen im Schiffsdienst und der Fahrerlaubnisse für das Führen von Traditionsschiffen und 
Sportfahrzeugen; zweitens über Art und Weise der Überprüfung der Befähigung und Eig-
nung, insbesondere durch die Abnahme von Prüfungen, sowie das Verfahren und schließ-
lich drittens über die Voraussetzungen und das Verfahren, nach denen, vorbehaltlich des 
Anwendungsbereichs des Seesicherheits-Untersuchungs-Gesetzes, Nachweise über Be-
fähigungen im Schiffsdienst und Fahrerlaubnisse für das Führen von Traditionsschiffen und 
Sportfahrzeugen erteilt, entzogen oder deren Ruhen angeordnet, Fahrverbote erteilt und 
entsprechende Urkunden vorläufig sichergestellt oder eingezogen werden können. Solche 
Rechtsverordnungen können nach § 9c SeeAufgG auch zur Durchführung oder Umsetzung 
von Rechtsakten der Europäischen Gemeinschaften oder der Europäischen Union und von 
Verpflichtungen aus zwischenstaatlichen Vereinbarungen erlassen werden. 

Für Artikel 6: 

§ 9 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2a SeeAufgG ermächtigt das BMDV zur Durchsetzung der 
völkervertraglichen Verpflichtung zur Wrackbeseitigung durch Verordnung und § 9 Absatz 
1 Satz 1 Nummer 6 SeeAufgG zur Normierung der von den Schiffsführern und sonstigen 
für den Schiffsbetrieb Verantwortlichen zu erstattenden Meldungen. Solche Rechtsverord-
nungen können nach § 9c SeeAufgG auch zur Durchführung oder Umsetzung von Rechts-
akten der Europäischen Gemeinschaften oder der Europäischen Union und von Verpflich-
tungen aus zwischenstaatlichen Vereinbarungen erlassen werden. 

Alle Änderungen bedürfen nicht der Zustimmung des Bundesrates. 

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen 
Verträgen 

Die Änderungen im nationalen Gebührenrecht für mitgliedstaatliche Verwaltungsdienstleis-
tungen berühren nicht den Kompetenzbereich der Europäischen Union oder den des Völ-
kerrechts. Dasselbe gilt für die Korrektur der Normenzitierungen in der See-Sportbootver-
ordnung. Denn diese betrifft Besetzung und Befähigung gewerbsmäßig genutzter kleiner 
Wasserfahrzeuge, während die Richtlinie 2013/53/EU nur die Anforderungen für den Ent-
wurf und die Herstellung von Sportbooten regelt sowie deren Warenverkehr. 

Auch die übrigen Änderungen liegen in der nationalen Regelungskompetenz und sind mit 
Unions- und Völkerrecht vereinbar. 

VI. Regelungsfolgen 

Die Änderungen der BMDV-WS-BesGebV wirken sich kaum aus. Durch die neuen Gebüh-
rentatbestände entstehenden jährliche Mehrkosten für die Wirtschaft in Höhe von ca. 11 
000 Euro pro Jahr. Auswirkungen auf die Wirtschaft sind dadurch nicht zu erwarten. 

Die Korrektur der Normenzitierungen in der See-Sportbootverordnung stellt die Rechtsan-
wendung sicher. 

Es sind keine beabsichtigten oder unbeabsichtigten Nebenfolgen erkennbar. 
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1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung 

Die in der Maritimen-Medizin-Verordnung geregelten Verfahren, namentlich das Wider-
spruchsverfahren, die Zulassung von Ärzten zur Durchführung von Seediensttauglichkeits-
untersuchungen sowie die Registrierung als Schiffsarzt werden vereinfacht. Für ausgebil-
dete Fischwirte wird der Erwerb von Befähigungszeugnissen erleichtert.  

2. Nachhaltigkeitsaspekte 

Die Änderungen im Gebührenrecht betreffen das Nachhaltigkeitsziel 8.2 „Staatsverschul-
dung: Staatsfinanzen konsolidieren – Generationengerechtigkeit schaffen“. Durch die Ein-
führung der Gebühren für die Erteilung von Ausnahmezeugnissen für Bargen und für öf-
fentliche Leistungen nach der SeeUnterkunftsV wird sichergestellt, dass für diese gebüh-
renpflichtigen öffentlichen Leistungen Gebühren erhoben werden. 

Die Aufgabenerledigung der deutschen Flaggenstaatsverwaltung wird durch die vorgese-
henen Vereinfachungen ihrer Verwaltungsverfahren gestärkt, was das Nachhaltigkeitsziel 
16 „Frieden, Gerechtigkeit und starke Institutionen“ berührt. 

3. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Die neueingeführten Gebühren für die Erteilung von Zeugnissen für unbemannte Bargen 
werden gemäß § 6 Absatz 5 SeeAufgG durch die BG Verkehr vereinnahmt. 

4. Erfüllungsaufwand 

Nach dem „Leitfaden zur Ermittlung und Darstellung des Erfüllungsaufwands in Rege-
lungsvorhaben der Bundesregierung“ wird untersucht, welche finanziellen und zeitlichen 
Be- oder Entlastungen durch die geplante Regelung für die Normadressaten zu erwarten 
sind. Zur Erhöhung der Transparenz über den einmaligen Erfüllungsaufwand für die Wirt-
schaft und dessen Begrenzung wird dieser Aufwand kategorisiert. 

Die im Folgenden dargestellte Schätzung des Erfüllungsaufwandes beruht auf Expertenge-
spräche mit dem Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie (BSH) und mit der Be-
rufsgenossenschaft Verkehr (BG Verkehr) sowie auf den Angaben des Ressorts. Zur Schät-
zung des Zeitrahmens wurde die Zeitwerttabelle für die Wirtschaft aus dem Leitfaden zur 
Ermittlung und Darstellung des Erfüllungsaufwands in Regelungsvorhaben der Bundesre-
gierung verwendet. Zur Bewertung der Personalkosten für die Wirtschaft wird in der Regel 
das durchschnittliche Qualifikationsniveau als Berechnungsgrundlage angenommen. 

4.1 Erfüllungsaufwand der Wirtschaft 

Für die Wirtschaft entsteht kein Erfüllungsaufwand. 

4.2 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Vorgabe 4.2.1 Anzeigepflicht bei Verlust des Zeugnisses 

Die Entgegennahme der Information über ein verloren gegangenes Seediensttauglichkeits-
zeugnis erzeugt bei der Verwaltung keinen nennenswerten zusätzlichen Erfüllungsauf-
wand. 

Vorgabe 4.2.2 Antrag auf Ersatzausstellung 

Der Zeitaufwand pro Fall liegt bei geschätzten 60 Minuten (Antrag entgegennehmen, Aus-
weiskopie prüfen, Ersatzausfertigung des Zeugnisses, Eintragung in das Seediensttaug-
lichkeitszeugnis, Erstellen der Gebührenrechnung, Eingang der Gebühr nachhalten). 
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Nennenswerte Sachkosten fallen nicht an. Bei einem Lohnsatz von 46,50 EUR pro Stunde 
(gehobener Dienst) und einer Fallzahl von 40 entstehen insgesamt Personalkosten in Höhe 
von 1 860 Euro pro Jahr 

Vorgabe 4.2.3 Beisitzer des seeärztlichen Dienstes darf im Widerspruchsausschuss sitzen 

Bisher durfte der ärztliche Beisitzer im Widerspruchsausschuss (ein Arzt des Seeärztlichen 
Dienstes) die vorangegangene ärztliche Untersuchung des Widerspruchsführers nicht 
selbst vornehmen. Durch die Änderung ist es zulässig, dass derselbe Arzt des Seeärztli-
chen Dienstes, der die vorangegangene Untersuchung durchgeführt hat, auch als Beisitzer 
im Widerspruchsausschuss mitentscheidet. Die Änderung bewirkt eine Vereinfachung des 
Verwaltungs- und Widerspruchsverfahrens, hat aber keine messbaren Auswirkungen auf 
den Erfüllungsaufwand. 

Vorgabe 4.2.4 Erleichtere Registrierung als Schiffsarzt durch Abschaffung der Vorausset-
zung einer Beschäftigung an Bord deutschflaggiger Kauffahrteischiffe 

Durch die Erweiterung des potentiellen Kreises von zu registrierenden Schiffsärzten ist mit 
25 zusätzlichen Registrierungen durch die BG Verkehr pro Jahr zu rechnen. Der Zeitauf-
wand pro Fall liegt bei 60 Minuten (Anfrage beantworten, Zeugnisse sichten, Zertifikat und 
Rechnung erstellen und versenden, Eingang der Gebühr nachhalten). Nennenswerte Sach-
kosten fallen nicht an. Bei einem Lohnsatz von 46,50 EUR pro Stunde (gehobener Dienst) 
entstehen insgesamt Personalkosten in Höhe von 1.162,50 EUR pro Jahr. 

Vorgabe 4.2.5 Entfall der Seefahrtzeit nach abgeschlossener Berufsausbildung zum Fisch-
wirt 

Durchschnittlich werden jährlich ca. 20 Befähigungszeugnisse zum Kapitän in der Küsten-
fischerei (BKü), Nautischer Wachoffizier in der Kleinen Hochseefischerei (BKW) und Nau-
tischer Wachoffizier in der Hochseefischerei (BGW) ausgestellt. Da sich die Fallzahl durch 
die Erleichterung der Anforderungen an die anschließende Seefahrtzeit für einen der mög-
lichen Zugangswege absehbar nicht erhöhen wird, ergibt sich kein zusätzlicher Erfüllungs-
aufwand. 

Vorgabe 4.2.6 Ergänzung der Zugangsvoraussetzung durch den Bildungsgang Schiffsbe-
triebstechnischer Assistent SBTA Technik 

Durch die Änderung werden die Zugangsvoraussetzungen zum Erwerb der Befähigung 
zum Schiffsmaschinisten TSM um den abgeschlossenen Bildungsgang Schiffsbetriebs-
technischer Assistent SBTA Technik ergänzt. Bisher konnte mittels Einzelfallprüfung bei 
Abweichungen vom Ausbildungsgang nach § 24 See-BV dieser Weg bereits ermöglicht 
werden und wird nunmehr folgerichtig regelhaft ergänzt. Durch den Wegfall der Einzelfall-
fallprüfungen und der geschaffenen Möglichkeit zum regelhaften Antragsverfahren führt 
diese alternative Möglichkeit im Ergebnis zu keiner Änderung des Erfüllungsaufwands. 

4.3 Erfüllungsaufwand für die Bürgerinnen und Bürger 

Vorgabe 4.3.1 Erleichterte Registrierung als Schiffsarzt durch neues Zertifikat 

Mit dieser Änderung können Ärzte, die eine Registrierung als Schiffsarzt beantragen, an-
stelle des Nachweises einer mindestens vierwöchigen praktischen Erfahrung auf einem 
Seeschiff und umfassenden Kenntnissen der gesundheitlichen Anforderungen im Schiffs-
dienst alternativ ein Zertifikat der Bundesärztekammer über das erfolgreiche Absolvieren 
des Curriculums "Maritime Medizin" vorlegen. Im Rahmen des Curriculums müssen Ärzte 
zwar nur eine zweiwöchige praktische Erfahrung auf einem Seeschiff nachweisen, haben 
dafür aber den zusätzlichen Kosten- und Zeitaufwand für das Absolvieren des Curriculums. 
Im Ergebnis führt diese alternative Möglichkeit zu keiner Änderung des Erfüllungsaufwands. 
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Vorgabe 4.3.2 Erleichtere Registrierung als Schiffsarzt durch Abschaffung der Vorausset-
zung einer Beschäftigung an Bord deutschflaggiger Kauffahrteischiffe 

Der Aufwand für die Ärzte, die sich bei der BG Verkehr als Schiffsärzte registrieren lassen 
wollen, bleibt durch die Änderung unverändert. Lediglich der Kreis der potentiell zu regist-
rierenden Schiffsärzte wird größer. Insofern entstehen für die Bürgerinnen und Bürger kein 
zusätzlicher Erfüllungsaufwand. 

Vorgabe 4.3.3 Entfall der Seefahrtzeit nach abgeschlossener Berufsausbildung zum Fisch-
wirt 

Für die Bürgerinnen und Bürger ergibt sich durch die Änderungen kein Erfüllungsaufwand, 
die Antrags- und Nachweispflicht für die entsprechenden Befähigungszeugnisse bleibt un-
berührt. 

5. Weitere Kosten 

Durch die Einführung der Gebühren für die Erteilung von Zeugnissen für unbemannte Bar-
gen und für öffentliche Leistungen nach der SeeUnterkunftsV entstehen Kosten für die Wirt-
schaft in Höhe von ca. 10 000 Euro pro Jahr. 

6. Weitere Regelungsfolgen 

Die Regelungen haben für Verbraucher keine Auswirkungen. Weder gleichstellungspoliti-
sche und demografischen Auswirkungen, noch Auswirkungen auf die Wahrung und Förde-
rung gleichwertiger Lebensverhältnisse sind zu erwarten. 

Nummer  Gegenstand  Gebühr  

Anzahl 
geb.-  

pflichtige 

Fahrzeuge  

Zeugnis- 
laufzeit in 

Jahre  

Geb.- 
Einnahmen 

abs.  

2103  Erteilung des Internationalen Aus-
nahmezeugnisses für unbe-
mannte Bargen ohne eigenen An-
trieb (UNSP-Bargen)  
in Bezug auf die Verhütung der 
Ölverschmutzung nach MARPOL 

Anlage I Regel 3 Absatz 7  

164  20  5  3.280,00  

2303  Erteilung des Internationalen Aus-
nahmezeugnisses für unbemannte 
Bargen ohne  
eigenen Antrieb (UNSP-Bargen)  
in Bezug auf die Verhütung der 
Verschmutzung durch Abwasser 
nach MARPOL Anlage IV Regel 3 

Absatz 2  

164  20  5  3.280,00  

2406  Erteilung des Internationalen Aus-
nahmezeugnisses für unbemannte 
Bargen ohne  
eigenen Antrieb (UNSP-Bargen)  
in Bezug auf die Verhütung der 
Luftverunreinigung durch Schiffe 

nach MARPOL Anlage VI Regel 3 

Absatz 4  

164  20  5  3.280,00  
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VII. Befristung; Evaluierung 

Die gebührenrechtlichen Änderungen sind ihrer Natur nach endgültig und eignen sich daher 
nicht für eine Evaluierung. Dasselbe gilt für die übrigen Regelungen. Aus dem gleichen 
Grund kommt auch eine Befristung für keine der Änderungen in Betracht. 

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Änderung der BMDV-Wasserstraßen und Schifffahrt Besondere 
Gebührenverordnung) 

Zu Nummer 1 

Nummer 1 enthält Änderungen des § 1 der Gebührenverordnung. 

Zu Buchstabe a 

Da in das Gebührenverzeichnis Gebühren nach der See-Unterkunftsverordnung (SeeUn-
terkunftsV) aufgenommen werden, muss diese in der Liste des § 1 ergänzt werden. 

Zu Buchstabe b 

Folgeänderung aufgrund von Artikel 1 Nummer 1 Buchstabe a. 

Zu Nummer 2 

Nummer 2 enthält Änderungen in Abschnitt 1 des Gebührenverzeichnisses. 

Zu Buchstabe a 

Gegenstand der Gebühren ist die strom- und schifffahrtspolizeiliche Genehmigung (SSG) 
für die Errichtung, die Veränderung und den Betrieb von Anlagen. Daher wird das bisher 
verwendete Wort „oder“ durch das Wort „und“ ersetzt. 

Zu Buchstabe b 

Genehmigungen für temporäre Bauwerke werden auch erteilt, wenn diese keine Blendwir-
kung haben. Daher werden die Wörter „mit Blendwirkung“ gestrichen. 

Zu Buchstabe c 

Die SSG für Anlagen beruht auf § 31 Absatz 1 Bundeswasserstraßengesetz, nicht auf Ab-
satz 2. Dies wird berichtigt. 

Zu Nummer 3 

Der Verweis auf § 15 SeeSpbootV wird an seine neue Absatznummerierung angepasst, die 
durch die Erste Verordnung zur Änderung schiffssicherheitsrechtlicher Vorschriften vorge-
nommen wurde. 

Zu Nummer 4 

Nummer 4 enthält Änderungen in Abschnitt 4 des Gebührenverzeichnisses. 
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Zu Buchstabe a 

Die Nummer 4 der Vorbemerkung nimmt Bezug auf den unter Nummer 150 geregelten 
Gebührentatbestand, nicht auf den unter Nummer 147 geregelten. Dies wird korrigiert. 

Zu Buchstabe b 

Die Nummer 5 der Vorbemerkung nimmt Bezug auf die unter den Nummern 148-151 gere-
gelten Gebührentatbestände, nicht auf die unter den Nummern 145-148 geregelten. Dies 
wird korrigiert. 

Zu Buchstabe c 

Die Zulassungen für Ballastwasser-Behandlungssysteme beruhen auf dem Seeaufgaben-
gesetz, nicht dem Seeanlagengesetz. Dies wird berichtigt. 

Zu Buchstabe d 

In der Spalte „Abgekürzte Rechtsgrundlage“ ist nach der Paragraphenbezeichnung und der 
Anlage jeweils ein Komma einzufügen. 

Zu Nummer 5 

Nummer 5 enthält Änderungen in Abschnitt 5 des Gebührenverzeichnisses. 

Zu Buchstabe a 

Die Worte „in der Auslandsfahrt“ werden gestrichen, da manche der betroffenen Schiffe 
auch nur im Inland verkehren. 

Zu Buchstabe b 

Nummer 2103 begründet nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 1 Alternative 1 
Bundesgebührengesetz (BGebG) eine Gebührenpflicht des Antragstellers für die Erteilung 
des Internationalen Ausnahmezeugnisses für unbemannte Bargen ohne eigenen Antrieb 
(UNSP-Bargen) in Bezug auf die Verhütung der Ölverschmutzung nach §§ 9 Absatz 1 und 
3 Nummer 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 3 Nummer 2 SchSV in Verbindung mit MARPOL 
Anlage I Regel 3 Absatz 7 durch die BG Verkehr. Hierbei handelt es sich um eine individuell 
zurechenbare Leistung, da die betroffene Person einen Antrag stellt. 

Prozessbausteine 

lfd. Num-
mer 

Org. Bezeichnung 
Ø Zeitauf-
wand in min 

Kosten je 
Baustein 
in Euro 

1 
Zeugnis-
pool (ZP) 

prüft Antrag 2,5 4,99 

2 ZP empfängt und bearbeitet Bericht 20 39,90 

3 

Referat 
Maschi-
nenbau 
(M) 

prüft Bericht 40 79,80 

4 ZP 
leitet Forderung zur Mängelbeseitigung an Reeder 
weiter 

12,5 24,94 

5 ZP bereitet Zeugnis vor 2,5 4,99 

6 ZP prüft Zeugnis 2,5 4,99 
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7 ZP Zeugnisausstellung 2,5 4,99 

  Summe 82,5 164,60 

 

Zu Buchstabe c 

Nummer 2303 begründet nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 1 Alternative 1 
BGebG eine Gebührenpflicht des Antragstellers für die Erteilung des Internationalen Aus-
nahmezeugnisses für unbemannte Bargen ohne eigenen Antrieb (UNSP-Bargen) in Bezug 
auf die Verhütung der Verschmutzung durch Abwasser nach §§ 9 Absatz 1 und 3 Num-
mer 1 SchSV in Verbindung mit MARPOL Anlage IV Regel 3 Absatz 2. Hierbei handelt es 
sich um eine individuell zurechenbare Leistung, da die betroffene Person einen Antrag 
stellt. 

Prozessbausteine 

lfd. Num-
mer 

Org. Bezeichnung 
Ø Zeitauf-
wand in min 

Kosten je 
Baustein 
in Euro 

1 ZP prüft Antrag 2,5 4,99 

2 ZP empfängt und bearbeitet Bericht 20 39,90 

3 M prüft Bericht 40 79,80 

4 ZP 
leitet Forderung zur Mängelbeseitigung an Reeder 
weiter 

12,5 24,94 

5 ZP bereitet Zeugnis vor 2,5 4,99 

6 ZP prüft Zeugnis 2,5 4,99 

7 ZP Zeugnisausstellung 2,5 4,99 

  Summe 82,5 164,60 

 

Zu Buchstabe d 

Nummer 2406 begründet nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 1 Alternative 1 
BGebG eine Gebührenpflicht des Antragstellers für die Erteilung des Internationalen Aus-
nahmezeugnisses für unbemannte Bargen ohne eigenen Antrieb (UNSP-Bargen) in Bezug 
auf die Verhütung der Luftverunreinigung durch Schiffe nach §§ 9 Absatz 1 und 3 Num-
mer 1 SchSV in Verbindung mit MARPOL Anlage VI Regel 3 Absatz 4 durch die BG Ver-
kehr. Hierbei handelt es sich um individuell zurechenbare Leistungen, da die betroffene 
Person einen Antrag stellt. 

Prozessbausteine 

lfd. Num-
mer 

Org. Bezeichnung 
Ø Zeitauf-
wand in min 

Kosten je 
Baustein 
in Euro 

1 ZP prüft Antrag 2,5 4,99 

2 ZP empfängt und bearbeitet Bericht 20 39,90 

3 M prüft Bericht 40 79,80 

4 ZP 
leitet Forderung zur Mängelbeseitigung an Reeder 
weiter 

12,5 24,94 

5 ZP bereitet Zeugnis vor 2,5 4,99 
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6 ZP prüft Zeugnis 2,5 4,99 

7 ZP Zeugnisausstellung 2,5 4,99 

  Summe 82,5 164,60 

 

Zu Buchstabe e 

Nummer 3109 begründet nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 1 Alt. 1 BGebG 
eine Gebührenpflicht des Antragstellers für die Erteilung einer Genehmigung oder diesbe-
züglicher Ausnahme nach § 5 Absatz 1, § 6 Absatz 1, § 7 Absatz 1, § 15 Absatz 2 und 4, § 
16 Absatz 2 und 8, § 17 Absatz 6, § 18 Absatz 3, § 19 Absatz 2, § 20 Absatz 4 und 7, § 25 
der SeeUnterkunftsV. 

Hierbei handelt es sich um eine individuell zurechenbare Leistung, da die betroffene Person 
einen Antrag stellt. 

Prozessbausteine 

 
lfd. Num-

mer 

 
Org. 

 
Bezeichnung 

 
Ø Zeitauf- 

wand in Std. 

Kosten je Bau-
stein 

in Euro 

1 I Antragsprüfung 0,05 5,99 

2 I Unterlagenprüfvorgang 0,45 53,87 

3 I Zeugnisausstellung 0,05 5,99 

  Summe 0,55 65,84 

 

Zu Artikel 2 (Aufhebung der BSH-Gebührenverordnung) 

Mit der Übernahme der durch die BSHGebV erhobenen Gebühren in die BMDV-WS-Bes-
GebV durch die Zweite Verordnung zur Änderung gebührenrechtlicher und schifffahrts-
rechtlicher Vorschriften hat die BSH-GebV ihren Anwendungsbereich verloren und wird auf-
gehoben 

Zu Artikel 3 (Änderung der See-Sportbootverordnung) 

Zu Nummer 1 

Der Verweis auf § 15 SeeSpbootV wird an seine neue Absatznummerierung angepasst, die 
durch die Erste Verordnung zur Änderung schiffssicherheitsrechtlicher Vorschriften vorge-
nommen wurde. 

Zu Nummer 2 

Die Verweise auf § 15 SeeSpbootV in den zugehörigen Ordnungswidrigkeitentatbeständen 
werden an seine neue Absatznummerierung angepasst, die durch die Erste Verordnung 
zur Änderung schiffssicherheitsrechtlicher Vorschriften vorgenommen wurde. Zudem er-
folgt eine Neustrukturierung, das die Verhaltenspflichten des § 15 Absatz 2 und 3 
SeeSpbootV allein den Bootsführer betreffen. 
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Zu Nummer 3 

Der Verweis auf § 15 SeeSpbootV wird an seine neue Absatznummerierung angepasst, die 
durch die Erste Verordnung zur Änderung schiffssicherheitsrechtlicher Vorschriften vorge-
nommen wurde. 

Zu Artikel 4 (Änderung der Maritime-Medizin-Verordnung) 

Zu Nummer 1 

Die neu eingeführte Regelung verhindert möglichen Missbrauch durch den Erwerb mehre-
rer Seediensttauglichkeitszeugnisse mit verschiedenen Laufzeiten. Zudem wird die Ertei-
lung von Ersatzausfertigungen für Seediensttauglichkeitszeugnisse geregelt, wenn das Ori-
ginal-Zeugnis unbrauchbar geworden, verloren gegangen oder sonst abhandengekommen 
ist. Der bisherige Inhaber des Zeugnisses hat den Verlust unverzüglich dem Seeärztlichen 
Dienst der BG Verkehr anzuzeigen und glaubhaft zu machen. 

Ersatzausfertigungen für Seediensttauglichkeitszeugnisse sind bisher nur von den zwei 
vorhandenen Ärzten des Seeärztlichen Dienstes ausgestellt worden. Wegen der mittler-
weile gestiegenen Anzahl von Ersatzausfertigungen (im Jahr 2022: 32; im Jahr 2023: 20), 
besteht aber ein praktisches Bedürfnis, dass auch andere Verwaltungsangestellte des See-
ärztlichen Dienstes Ersatzausfertigungen ausstellen dürfen. Dies ist möglich, da bei der 
Erteilung von Ersatzausfertigungen keine vorherige ärztliche Untersuchung erforderlich ist.  

Da die Erteilung von Seediensttauglichkeitszeugnissen bisher ausdrücklich nur durch zu-
gelassene Ärzte oder Ärzte des Seeärztlichen Dienstes geregelt war (§§ 12 Absatz 1 Satz 
1, 13 Absatz 2, 14 Absatz 1 Satz 1 Seearbeitsgesetz), ermöglicht die Änderung, dass auch 
nicht-ärztliches Personal des Seeärztlichen Dienstes Ersatzausfertigungen erteilen darf. 
Dieses nicht-ärztliche Personal unterliegt genau wie Ärzte der ärztlichen Schweigepflicht. 

Zu Nummer 2 

Zu Buchstabe a 

Die Regelung, nach welcher der ärztliche Beisitzer im Widerspruchsausschuss die voran-
gegangene ärztliche Untersuchung des Widerspruchsführers nicht selbst vornehmen darf, 
hat sich in dieser Form in der Praxis nicht bewährt. Denn die jetzige Regelung ist bei nur 
zwei verfügbaren Ärzten des Seeärztlichen Dienstes nicht praktikabel und mit Blick auf die 
Notwendigkeit, dass der Widerspruchsausschuss das Untersuchungsergebnis sachlich er-
fassen kann, auch gar nicht sinnvoll (s.u.). 

Ermöglicht werden soll vor allem, dass derselbe Arzt des Seeärztlichen Dienstes, der die 
Überprüfung nach § 13 SeeArbG durchführt, in einem etwaigen anschließenden Wider-
spruchsverfahren auch der von § 15 Absatz 2 Satz 1 SeeArbG vorgesehene ärztliche Bei-
sitzer im Widerspruchsausschuss sein darf. Dem steht § 20 Absatz 1 Satz 1 Nummer 6 
VwVfG nicht entgegen. Denn die Vorbefassung des Arztes des seeärztlichen Dienstes, der 
zuvor nach § 12 SeeArbG die Seetauglichkeit untersucht oder die Feststellungen des zu-
gelassenen Arztes nach § 13 SeeArbG überprüft hat, erfolgte im Rahmen seiner amtlichen 
Eigenschaft. Eine Vorbefassung mit der im Verfahren zu behandelnden Angelegenheit be-
gründet grundsätzlich auch keine Besorgnis der Befangenheit. Die aus § 20 Absatz 1 Satz 
1 Nummer 6 VwVfG abzuleitende Wertung des Gesetzgebers, dass eine amtliche Vorbe-
fassung kein Mitwirkungsverbot nach sich zieht, ist auch im Rahmen von § 21 VwVfG zu 
beachten. 

Gerade bei schwierigen medizinischen Fallkonstellationen erhöht es die Akzeptanz der Ent-
scheidungen des Widerspruchsausschusses, wenn der ärztliche Beisitzer durch eine vo-
rangegangene ärztliche Untersuchung einen unmittelbaren Eindruck von der 
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Seediensttauglichkeit des Widerspruchsführers gewonnen hat und in der Widerspruchsaus-
schusssitzung die Ergebnisse seiner Untersuchung dem Widerspruchsführer und den an-
deren Ausschussmitgliedern vermitteln kann. 

Zu Buchstabe b 

Folgeänderung aufgrund von Artikel 4 Nummer 2 Buchstabe a. 

Zu Nummer 3 

Bisher mussten Ärzte für ihre Zulassung zur Durchführung von Seediensttauglichkeitsun-
tersuchungen eine mindestens vierwöchige praktische Erfahrung auf einem Seeschiff und 
umfassende Kenntnisse der gesundheitlichen Anforderungen im Schiffsdienst nachweisen. 
Mit der Änderung haben die Ärzte die alternative Möglichkeit, diese Zulassungsvorausset-
zung durch ein Zertifikat der Bundesärztekammer über das erfolgreiche Absolvieren des 
Curriculums "Maritime Medizin" nachzuweisen. 

Das Curriculum, das der Vorstand der Bundesärztekammer am 19.10.2023 beschlossen 
hat, umfasst 45 Theorie-Unterrichtseinheiten zu allen wesentlichen Fragen der Maritimen 
Medizin sowie ein 14-tägiges Praktikum an Bord eines Seeschiffes. Im Rahmen des Curri-
culums werden den teilnehmenden Ärzten alle notwendigen grundlegenden Kenntnisse, 
Fähigkeiten und Fertigkeiten zu spezifischen Besonderheiten für ihren Einsatz in allen re-
levanten Bereichen der zivilen Seeschifffahrt einschließlich der praktischen Seemannschaft 
und der wichtigsten nationalen und internationalen gesetzlichen Regelungen vermittelt. 

Zu Nummer 4 

Mit der Änderung werden die medizinischen Vorgaben zum Dämmerungssehvermögen für 
Kanalsteurer sowie das Verfahren zur Feststellung dieses Sehvermögens 1:1 an die Vor-
gaben und das Verfahren für Seelotsinnen und Seelotsen nach § 2 Absatz 2 Satz 2 See-
lotseignungsverordnung angepasst. Diese Anforderungen an Kanalsteurer und Seelotsen 
sind aufgrund des Tätigkeitsprofils und der Einsatzorte vergleichbar. 

Zu Nummer 5 

Zu Buchstabe a 

Für die Registrierung als Schiffsarzt musste der Antragsteller bisher entweder die Zusatz-
bezeichnung „Notfallmedizin“ oder den Fachkundenachweis „Rettungsmedizin“ nachwei-
sen. Mit der Änderung erfüllen nun auch solche Besatzungsmitglieder die Voraussetzungen 
für eine Registrierung, welche die Zusatzbezeichnung "Klinische Akut- und Notfallmedizin" 
führen dürfen. Diese 2018 deutschlandweit eingeführte Zusatzbezeichnung ist als Nach-
weis der Eignung genauso geeignet wie die Zusatzbezeichnung "Notfallmedizin" oder der 
Fachkundenachweis "Rettungsmedizin". 

Zu Buchstabe b 

Alternativ zu dem Nachweis über eine mindestens vierwöchige praktische Erfahrung auf 
einem Seeschiff und umfassende Kenntnisse der gesundheitlichen Anforderungen im 
Schiffsdienst können die Antragsteller für die Registrierung als Schiffsarzt auch ein Zertifikat 
der Bundesärztekammer über das erfolgreiche Absolvieren des Curriculums „Maritime Me-
dizin“ vorlegen. Das Curriculum umfasst 45 Theorie-Unterrichtseinheiten sowie ein 14-tägi-
ges Bordpraktikum. Die Änderung erfolgt im Gleichklang mit Artikel 4 Nummer 3, der die-
selbe Nachweisalternative bei der Zulassung von Ärzten zur Feststellung der Seedienst-
tauglichkeit einführt. 
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Zu Buchstabe c 

Die Erfahrung der letzten zehn Jahre seit Inkrafttreten der Maritime-Medizin-Verordnung 
(MariMedV) hat gezeigt, dass insbesondere bei Kreuzfahrtschiffs-Reedereien ein prakti-
scher Bedarf für die Registrierung von Schiffsärzten für den Einsatz auch auf fremdflaggi-
gen Seeschiffen besteht. Diesem Bedarf wird durch die Streichung der bisherigen Nummer 
5 in § 19 MariMedV, der als Voraussetzung einer Registrierung auf den Einsatz auf deutsch-
flaggigen Schiffen abstellte, entsprochen, zumal die hohen Qualitätskriterien für die Regist-
rierung von Schiffsärzten nach deutschem Recht auch im Ausland anerkannt werden. 

Außerdem fahren Ärzte häufig freiwillig auf Traditionsschiffen mit, die nach der Schiffsbe-
setzungsverordnung nicht mit einem Schiffsarzt besetzt werden müssen. Die Betreiber die-
ser Traditionsschiffe haben aber ein nachvollziehbares Interesse an einem Nachweis über 
die ausreichende Qualifikation des mitfahrenden Arztes für den Bordeinsatz. Diesem Be-
darf wird durch die Änderung entsprochen. 

Zu Nummer 6 

Zu Buchstabe a 

Der bisherige Zusatz „illegal“ in Zusammenhang mit Drogenabhängigkeit oder anhaltendem 
Substanzmissbrauch (ICD-Code F11-19) wird gestrichen, da es für die Feststellung der 
Seediensttauglichkeit nicht darauf ankommt, ob Drogenkonsum oder Substanzmissbrauch 
illegal oder legal erfolgt. Bei dieser Gesundheitsstörung ist für die Feststellung der See-
diensttauglichkeit ein Mindestmaß an Einsatzfähigkeit maßgeblich, da bei einer beruflichen 
Tätigkeit auf einem Seeschiff jederzeit ein Not- oder Rettungsfall eintreten kann. 

Zu Buchstabe b 

Die bisherigen Ausführungen zum ICD-Code O 00-99 (Schwangerschaft) in den Spalten 3, 
4 und 5 sowie die Fußnote 1, die seinerzeit 1:1 aus den ILO-/IMO-Leitlinien zur Seedienst-
tauglichkeit in die MariMedV übernommen worden sind, werden gestrichen. Durch diese 
Änderung wird klargestellt, dass im Falle einer Schwangerschaft die Regelungen des Mut-
terschutzgesetzes, insbesondere zur Gefährdungsbeurteilung, Vorrang haben. 

Zu Nummer 7 

Zu Buchstabe a 

Durch die Änderung werden zukünftig auch solche Kapitäne und Schiffsoffiziere in Herz- 
und Lungenwiederbelebung geschult, die nur den Kleinen (medizinischen Wiederholungs-
)Lehrgang über 16 Unterrichtseinheiten absolvieren müssen. Auch für den Einsatz auf See-
schiffen in der Nationalen Fahrt und anderen küstennahen Fahrtgebieten ist es unerlässlich, 
dass Kapitäne und Schiffsoffiziere Wiederbelebungsmaßnahmen praktisch üben, damit sie 
diese Technik in Notfällen an Bord sicher beherrschen. 

Zu Buchstabe b 

Zu Doppelbuchstabe aa 

Die Vorgaben zur medizinischen Ausstattung auf deutschflaggigen Kauffahrteischiffen wer-
den durch den Ausschuss für medizinische Ausstattung in der Seeschifffahrt laufend an den 
aktuellen Stand der medizinischen Erkenntnisse angepasst. Der Ausschuss hat beschlos-
sen, die bisher vorgesehenen Einmal-Kunststoff-Katheter durch Verweil-Kathether zu er-
setzen. Mit der Änderung der Anlage 5 wird sichergestellt, dass Kapitäne und Schiffsoffi-
ziere den praktischen Umgang mit Verweil-Kathetern in den medizinischen Wiederholungs-
lehrgängen lernen. 
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Zu Doppelbuchstabe bb 

Nach dem Beschluss des Ausschusses für medizinische Ausstattung in der Seeschifffahrt 
gehört ein Wendl-Tubus nicht mehr zur vorgeschriebenen medizinischen Ausstattung an 
Bord. Als Folge davon ist er auch nicht mehr in den medizinischen Wiederholungslehrgän-
gen für Kapitäne und Schiffsoffiziere zu verwenden. Dagegen hat der Ausschuss ein Tour-
niquet zur Anwendung bei starken Blutungen an den Gliedmaßen in den Stand der medizi-
nischen Erkenntnisse nach § 107 Absatz 2 Satz 4 Seearbeitsgesetz neu aufgenommen. 
Das Anlegen eines Tourniquets muss in den medizinischen Wiederholungslehrgängen 
praktisch geübt werden und wird daher als Schulungsinhalt in die Anlage 5 aufgenommen. 

Zu Artikel 5 (Änderung der Seeleute-Befähigungsverordnung) 

Zu Nummer 1 

Im Vorgriff auf eine mögliche Ratifizierung des Internationalen Übereinkommens über Nor-
men für die Ausbildung, die Erteilung von Befähigungszeugnissen und den Wachdienst von 
Personal auf Fischereifahrzeugen (STCW-F) wird die Anforderung von anschließenden 
zwölf Monaten Seefahrzeit auf Fahrzeugen der Seefischerei für Personen mit abgeschlos-
sener Berufsausbildung im Ausbildungsberuf Fischwirt mit Schwerpunkt Kleine Hochsee- 
und Küstenfischerei abgeschafft. Die im überarbeiteten STCW-F geforderte Seefahrtzeit ist 
bereits im Rahmen der Ausbildung ausreichend abgedeckt. Der Zugang zu den weiterfüh-
renden Befähigungen der Fischerei wird somit für Absolventen erleichtert. Die Möglichkeit 
zum Erwerb der entsprechenden Befähigungszeugnisse mit einer abgeschlossenen Aus-
bildung zum Schiffsmechaniker und Matrosen bleibt auch weiterhin mit einer anschließen-
den Seefahrtzeit von 12 Monaten im Decksdienst auf Fahrzeugen der Seefischerei erhal-
ten. 

Zu Nummer 2 

Die Voraussetzungen für den Erwerb eines Zeugnisses über die Befähigung zum Schiffs-
maschinisten TSM wird um den Besitz des Zeugnisses über die Abschlussprüfung zum 
berufsqualifizierenden Bildungsgang Schiffsbetriebstechnischer Assistent SBTA Technik 
erweitert. Dies trägt dem Umstand Rechnung, dass sowohl die nach § 39 Absatz 4 Nummer 
1 Buchstabe b geforderte Seefahrtzeit von sechs Monaten im Maschinendienst, als auch 
die Ausbildung in der Metallbearbeitung nach Anlage 6 von mindestens sieben Wochen 
durch den Bildungsgang abgedeckt werden. Eine Ergänzung ist daher folgerichtig. 

Zu Artikel 6 (Änderung der Verordnung über die Sicherung der Seefahrt) 

§ 7b Verordnung über die Sicherung der Seefahrt (SeeFSichV) regelt die Meldung und Be-
seitigung von Wracks. Dessen Absatz 2 normiert die Meldepflicht an fremde Staaten; nach 
Satz 2 gibt das BMDV die ausländischen Meldestellen im Verkehrsblatt bekannt. Da die 
Bekanntmachung solcher ausländischen Meldestellen bis dato nie im Verkehrsblatt er-
schienen ist, kann Satz 2 gestrichen werden. Die Bekanntmachung nach Satz 2 erscheint 
auch entbehrlich, weil nationale Contact Points nach dem Internationalen Übereinkommen 
von Nairobi von 2007 über die Beseitigung von Wracks (Wrackbeseitigungsübereinkom-
men) im Global Integrated Shipping Information System (GISIS) der Internationalen See-
schifffahrtsorganisation (IMO) zu benennen sind. Dies ergibt sich aus der Meldung von 
Wracks nach Artikel 5 Wrackbeseitigungsübereinkommen und dem IMO Circular letter 
No. 3194 vom 4. August 2011. Deutschland hat das Wrackbeseitigungsübereinkommen ra-
tifiziert und umgesetzt, siehe BGBl. 2013 II S. 530. 

Eine internetgestützte Datenbank mit den Anlaufstellen für die Meldung von Wracks (Focal 
Points for Reporting Wrecks Database, FPRWD) wird vom IMO-Sekretariat als ein Modul 
von GISIS zur Verfügung gestellt mit dem Ziel, den weltweiten Zugang zu diesen Informa-
tionen zu erleichtern und den Austausch und die Genauigkeit dieser Daten zu fördern. Die 
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FPRWD steht damit der Öffentlichkeit über die GISIS-Website zur Verfügung, und zwar mit 
der Funktion, die Datenbank zu durchsuchen und aktuelle Informationen über die verfüg-
baren Kontaktstellen für die Meldung von Wracks pro Land abzurufen. Diese Bereitstel-
lungsform ermöglicht also einen deutlich einfacheren Informationsabruf, als eine periodisch 
im kostenpflichtigen Verkehrsblatt veröffentlichte Liste. 

Zu Artikel 7 (Inkrafttreten) 

Artikel 3 enthält die Regelung zum Inkrafttreten in Übereinstimmung mit Artikel 82 Absatz 2 
Satz 1 GG. Ein späterer Tag des Inkrafttretens, etwa zu einem Quartalsanfang, ist nicht 
möglich wegen der hinter den Änderungsregelungen stehenden Bedürfnisse an die Schiffs-
sicherheit sowie an den ordnungsgemäßen und effektiven Verwaltungsvollzug. 
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	6. In Anlage 1 wird die Tabelle der Ziffer 6.2 Tabellarische Übersicht über die Gesundheitsstörungen wie folgt geändert:
	7. Anlage 5 wird wie folgt geändert:


	Artikel 5
	Änderung der Seeleute-Befähigungsverordnung
	Die Seeleute-Befähigungsverordnung vom 8. Mai 2014 (BGBl. I S. 460), die zuletzt durch Artikel 72 Absatz 5 des Gesetzes vom 23. Oktober 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 323) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. § 34 wird wie folgt geändert:
	2. § 39 Absatz 4 Nummer 1 wird wie folgt geändert:


	Artikel 6
	Änderung der Verordnung über die Sicherung der Seefahrt
	Die Verordnung über die Sicherung der Seefahrt vom 27. Juli 1993 (BGBl. I S. 1417), die zuletzt durch Artikel 72 Absatz 2 des Gesetzes vom 23. Oktober 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 323) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	In § 7b Absatz 2 wird der Satz 2 gestrichen.

	Artikel 7
	Inkrafttreten
	Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.
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